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Liebe Kolleginnen und Kollegen,
das laufende Jahr und damit auch das Urlaubsjahr ist fast zur Hälfte rum und für 
viele Kolleginnen und Kollegen ist mit der Sommerzeit ein wesentlicher Teil des 
Haupt urlaubs und damit – hoffentlich – eine gute Erholung verbunden. Urlaub be-
deutet aber auch die Herausforderung, während der Abwesenheit der Kolleginnen 
und Kollegen die Funktionsfähigkeit der Dienststellen aufrechtzuerhalten. Das ist – 
gerade, wenn sich mehrere Urlaubswünsche zeitlich überschneiden – nicht immer 
ganz einfach.  Dabei kann sich die Situation noch verschärfen, wenn zum Beispiel 
durch krankheitsbedingte Ausfälle Urlaubsvertretungen beeinträchtigt werden.

Die gesetzlichen und durch die Rechtsprechung konkretisierten urlaubsrechtlichen Rege-
lungen können kaum in jedem Einzelfall eine uneingeschränkte Gerechtigkeit gewähr-
leisten. Sie geben aber eine gewisse Orientierung, zum Beispiel bei der Auflösung kolli-
dierender Urlaubswünsche im Kollegium durch die Berücksichtigung sozialer Belange.

Bei alldem darf allerdings für niemanden die Realisierung der Urlaubsansprüche 
 infrage stehen. Urlaub hat auch arbeitsmedizinisch einen hohen Stellenwert. Er trägt 
maßgeblich dazu bei, dass die Arbeitsfähigkeit und die Arbeitsqualität positiv beein-
flusst werden, denn durch Auszeiten und Abstand wird gewissermaßen der Akku 
 wieder aufgeladen.

Deshalb spielt auch der praktische Umgang mit Urlaubsansprüchen eine zentrale 
 Rolle. Wenn zum Beispiel voreilig betriebliche Gründe herangezogen werden, um 
 Urlaubswünsche abzulehnen und zu verschieben, kann das nicht nur rechtlich be-
denklich sein, sondern auch bereits zu einer Beeinträchtigung der Motivation und des 
Erholungswertes führen. Etwa bei einer zu dünnen Personaldecke als Auslöser muss 
auch hinterfragt werden, ob der Arbeitgeber Urlaubsansprüche, aber auch andere 
 erwartbare Freistellungs- und Ausfallszenarien hinreichend bei der Personalplanung 
berücksichtigt hat. Wenn das nicht der Fall ist, handelt es sich um ein Organisations-
verschulden des Arbeitgebers, welches sich nicht einseitig zulasten der Beschäftigten 
auswirken darf.

Auffällig ist jedenfalls, dass viele Beschäftigte einen Berg an „Resturlaubstagen“ an-
gesammelt haben und vor sich hertragen. Wenn diese Situation durch nicht realisier-
bare Urlaubsmöglichkeiten in der jeweiligen Dienststelle zustande kommt, muss die-
ser Zustand dringend korrigiert werden. Es gibt aber auch Fälle, in denen Beschäftigte 
ganz bewusst möglichst viele Tage ansammeln und in das nächste Jahr übertragen. 
Auch diese Praxis sollte – vor allem durch die Betroffenen selbst – hinterfragt wer-
den. Sie bedeutet nämlich auch, dass der eigentliche Sinn des Urlaubs – innerhalb des 
Urlaubsjahres durch zur Verfügung stehende Urlaubstage eine Erholung zu erreichen 
– nicht vollständig genutzt wird und dass ein höherer Urlaubsanspruch im Folgejahr 
die Urlaubsplanung in den Dienststellen nicht unbedingt einfacher macht.

Wie auch immer – wir wünschen Ihnen eine schöne Urlaubszeit! Darüber hinaus 
wünschen wir Ihnen eine schöne Arbeitszeit, wobei es nach wie vor unser Bestreben 
ist, dafür im Rahmen unserer Möglichkeiten einen Beitrag zu leisten!

Ihre komba Bundesleitung
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Hinweisgeberschutzgesetz

Erläuterungen zu den wichtigsten Fragen
Das „Hinweisgeberschutzgesetz“ ist bereits seit rund einem Jahr in Kraft. Da für Arbeitgeber mit bis 
zu 249 Beschäftigten eine Übergangsregelung bestand und für die kommunale Ebene ergänzende 
 Regelungen den Landesgesetzgebern obliegen, haben sich im Organisationsbereich der komba nach 
und nach praktische Fragen ergeben.

Deshalb geben wir an dieser 
Stelle einen Kurzüberblick zu 
allgemeingültigen Regelungen.

 < Welchen Sinn hat 
das Hinweisgeber­
schutzgesetz?

Das Hinweisgeberschutzgesetz 
sorgt insbesondere für Möglich­
keiten der Beschäftigten, rele­
vante Rechtsverstöße, die bei 
ihrem Arbeitgeber auftreten 
oder bestehen, zu melden. Sol­
che Meldungen können aber 
auch von anderen Personen, die 
im Zusammenhang mit ihrer 
beruflichen Tätigkeit Informa­
tionen über Rechtsverstöße er­
langen, ausgehen (zum Beispiel 
Handwerkerinnen und Hand­
werker oder Lieferantinnen und 
Lieferanten). Gleichzeitig soll 
gewährleistet werden, dass die 
hinweisgebenden Personen vor 
Nachteilen geschützt werden. 
Mit dem Hinweisgeberschutz­
gesetz wird eine Richtlinie der 
Europäischen Union umgesetzt, 
der Gesetzgeber musste also 
tätig werden.

 < Gilt das Gesetz auch im 
öffentlichen Dienst?

Ja. Das bedeutet, dass auch 
 Beschäftigte des öffentlichen 
Dienstes Hinweisgeber sein kön­
nen und gegebenenfalls auch 
Missstände bei ihrer  eigenen 
Dienststelle melden können. 
Das gilt sowohl für Tarifbeschäf­
tigte als auch für Beamtinnen 
und Beamte. Auch Auszubilden­
de sowie Anwärterinnen und 
Anwärter gehören dazu.

 < Um welche Verstöße 
geht es?

Unter das Hinweisgeberschutz­
gesetz fallen sämtliche Vor­
gänge, die strafrechtlich rele­
vant sind. Aber auch Vorgänge, 
die „nur“ Ordnungswidrigkei­
ten sein könnten, sind beacht­
lich, insbesondere wenn es um 
den Schutz der Gesundheit 
oder der Rechte von Beschäf­
tigten geht. Das kann zum 
 Beispiel ein Verstoß gegen 
 Arbeitszeitbestimmungen sein. 
Erwähnung verdient hier ein 

weiterer explizit im Hinweis­
geberschutzgesetz genannter 
Punkt: Äußerungen von Beam­
tinnen und Beamten, die einen 
Verstoß gegen die Pflicht zur 
Verfassungstreue darstellen, 
fallen ebenfalls unter den 
sachlichen Anwendungs­
bereich des Gesetzes.

 < Besteht eine 
 Verpflichtung, 
 Verstöße zu melden?

Das Hinweisgeberschutzgesetz 
sieht eine solche Pflicht nicht 
vor. Demnach können Be­
schäftigte also grundsätzlich 
selbst entscheiden, ob sie eine 
Meldung vornehmen oder ein 
Auge zudrücken, wenn sie 
von einem Verstoß Kenntnis 
 erlangen. Es handelt sich ge­
wissermaßen um eine „Gewis­
sensentscheidung“. Das 
 Hinweisgeberschutzgesetz 
möchte vielmehr denjenigen, 
die eine Meldung für ange­
messen halten, Möglichkeiten 
und Schutz bieten und damit 
den Rechtsstaat zusätzlich 

 fördern. In diesem Zusammen­
hang ist auch bedeutsam, dass 
die Weitergabe von Informa­
tionen nach dem Hinweisge­
berschutzgesetz grundsätzlich 
nicht der Verschwiegenheits­
pflicht unterliegt.

Zu beachten sind jedoch unter 
Umständen weitere Spezial­
vorschriften. So kann die 
Nichtanzeige geplanter Straf­
taten strafbar sein. Dies hat 
allerdings in der Praxis des öf­
fentlichen Dienstes eine eher 
geringere Relevanz, da Behör­
den oder die eigenen Kollegin­
nen und Kollegen bei ihrer 
 Aufgabenerfüllung in der Regel 
keine Straftaten planen.

 < Gibt es besondere 
 Vorgaben für den 
 öffentlichen Dienst?

Bedeutsamer dürften andere 
Regelungen außerhalb des 
Hinweisgeberschutzgesetzes 
sein, die im Beamtenstatus­
gesetz verankert sind. Danach 
müssen sich Beamtinnen und 
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Beamte „durch ihr gesamtes 
Verhalten zu der freiheitlich-
demokratischen Grundord-
nung im Sinne des Grundge-
setzes bekennen und für 
deren Erhaltung eintreten“. 
Hieraus lässt sich klar die 
Pflicht ableiten, verfassungs-
feindlichen Verhaltensweisen 
von Kolleginnen und Kollegen 
nicht tatenlos zuzuschauen. 
Aber auch Tarifbeschäftigte 
unterliegen nach den tarif-
rechtlichen Vorschriften und 
der Rechtsprechung einer 
 besonderen Anbindung an die 
freiheitlich-demokratische 
Grundordnung, deren Ausprä-
gung auch von der jeweiligen 
Funktion abhängig ist.

Speziell auf Beamtinnen und 
Beamte zugeschnitten ist 
 wiederum die sogenannte 
„Remonstrationspflicht“. Da-
nach müssen Beamtinnen und 
Beamte, die grundsätzlich 
stets zur Ausführung dienst-
licher Anordnungen verpflich-
tet sind, gegebenenfalls 
 Bedenken gegen deren Recht-
mäßigkeit mitteilen, aller-
dings auf dem Dienstweg. 
Mitteilungen, die auf der 
Grundlage des Hinweisgeber-
schutzgesetzes erfolgen, un-
terliegen dagegen nicht dem 
Dienstweg, es können direkt 
spezielle Stellen kontaktiert 
werden (siehe unten).

 < An welche Stellen 
 können Beschäftigte 
des öffentlichen Dienstes 
Meldungen richten?

Das Hinweisgeberschutzgesetz 
regelt, dass sich alle meldebe-
rechtigten Personen nach eige-
ner Wahl an eine interne oder 
externe Meldestelle wenden 
können, auch wenn dem Hin-
weisgeberschutzgesetz eine 
gewisse – aber keineswegs 
zwingende – Präferenz der 
 internen Meldestellen zu ent-
nehmen ist.

Beschäftigte des öffentlichen 
Dienstes können sich also wie 
alle anderen meldeberechtig-
ten Personen an eine externe 
Meldestelle wenden. Eine all-

gemein zugängliche externe 
Meldestelle ist beim Bundes-
amt für Justiz eingerichtet. 
 Darüber hinaus können – müs-
sen aber nicht – die Länder 
 jeweils eine eigene externe 
Meldestelle einrichten für Mel-
dungen, die die jeweilige Lan-
desverwaltung und die jeweili-
gen Kommunalverwaltungen 
betreffen.

Unabhängig davon müssen 
einzelne Arbeitgeber mit in der 
Regel mindestens 50 Beschäf-
tigten interne Meldestellen 
einrichten. In der Bundes- und 
Landesverwaltung wird 
 Näheres durch die obersten 
Bundes- und Landesbehörden 
bestimmt. Für die Kommunen 
richtet sich die Einrichtung 
 eigener interner Meldestellen 
nach dem jeweiligen Landes-
recht.

Natürlich können sich Beschäf-
tigte bei geeigneten Sachver-
halten wie bisher auch an Per-
sonalvertretungen wenden, 
was zum Beispiel bei Themen 
rund um den Arbeitsschutz 
Sinn macht. Auch wenn die 
speziellen Regelungen des 
 Hinweisgeberschutzgesetzes 
dann nicht anzuwenden sind, 
handelt es sich in der Regel um 
bewährte Verfahren, für die 
auch spezielle Schutzvorschrif-
ten gelten, wozu etwa die 
 Verschwiegenheitspflicht der 
Personalvertretungen zählt.

 < Was gilt für das Personal 
interner Meldestellen?

Mit den Aufgaben einer inter-
nen Meldestelle können eine 
oder mehrere Personen, die 
beim Arbeitgeber beschäftigt 
sind, betraut werden. Sie sind 
dabei unabhängig und müssen 
über die notwendige Fachkun-
de verfügen, die gegebenen-
falls über Fortbildungsmaß-
nahmen erworben werden 
kann. Befugnisse zur Wahrneh-
mung der Aufgaben müssen 
erteilt werden, dabei sind die 
Regelungen zur Vertraulichkeit 
bei eingehenden Meldungen 
zu beachten. Die Beschäftigten 
können zusätzlich andere Auf-

gaben wahrnehmen, dabei 
darf es allerdings nicht zu Inte-
ressenkonflikten kommen.

Bei der Installation und dem 
Betrieb eines internen Hin-
weisgebersystems haben die 
Personalvertretungen nach 
den jeweiligen (landesrecht-
lichen) Vorschriften Informa-
tions-, Kontroll- und Mit-
bestimmungsrechte.

Das Hinweisgeberschutzgesetz 
sieht auch die Option vor, die 
Aufgabe der internen Melde-
stelle auf einen Dritten auszu-
lagern. Auch in diesen Fällen 
bleibt der Arbeitgeber aller-
dings für Maßnahmen zustän-
dig, um Verstöße abzustellen.

 < Wie sieht der Schutz von 
Hinweisgebern aus?

Zunächst zum Identitäts-
schutz: Meldestellen haben die 
Vertraulichkeit der Identität 
der hinweisgebenden Perso-
nen zu wahren. Ausnahmen 
sind streng reglementiert, sie 
kommen zum Beispiel bei 
Strafverfahren infrage. Über 
die gesetzlichen Regelungen 
hinausgehende Weitergabe 
von Identitäten bedürfen der 
Einwilligung der hinweisgeben-
den Person. Möchten Hinweis-
geber vollständig anonym 
 bleiben, müssten sie auf dafür 
geeignete Meldekanäle zurück-
greifen, für deren Vorhaltung 
die Meldestellen allerdings 
nicht verpflichtet sind. Unge-
achtet dessen sollen laut 
 Gesetz auch anonym einge-
hende Meldungen bearbeitet 
werden.

Außerdem gibt es einen 
 Benachteiligungsschutz: 
 Repressalien und bereits deren 
Androhung sind verboten. 
Dazu können auch die Versa-
gung  einer Beförderung, eine 
Reduzierung leistungsorien-
tierter Entgeltbestandteile, 
eine Umsetzung oder eine 
 Abmahnung zählen. Gegebe-
nenfalls muss ein Arbeitgeber 
beweisen, dass eine Benach-
teiligung eines Hinweisgebers 
nicht mit dessen Meldung 

 zusammenhängt und gegebe-
nenfalls Schadensersatz 
 leisten.

Auch die Personalvertretungen 
haben darauf zu achten, dass 
der Schutz der meldenden 
 Personen (aber auch der 
 gemeldeten Beschäftigten) 
 gewährleistet ist. Dienst- oder 
Betriebsvereinbarungen, die 
den Hinweisgeberschutz ein-
schränken, sind unzulässig und 
unwirksam.

 < Wie geht es weiter nach 
einer Meldung?

Die Meldestelle bestätigt der 
hinweisgebenden Person in der 
Regel den Eingang und macht 
sich zunächst ein Bild von dem 
Sachverhalt, der  Gegenstand 
der Meldung ist. Innerhalb von 
drei Monaten  erhält die hin-
weisgebende Person eine Mit-
teilung über Folgemaßnahmen. 
Dabei kann es sich insbesonde-
re um die Einschaltung einer 
zuständigen Behörde oder um 
einen Verfahrensabschluss zum 
Beispiel aus Mangel an Bewei-
sen handeln.

 < Gibt es Vorkehrungen 
 gegen bewusst 
 ungerechtfertigte 
 Anschuldigungen?

Absichtliche Falschmeldungen 
sollten unterlassen werden, 
denn diese haben unangeneh-
me Konsequenzen. Wenn eine 
hinweisgebende Person vor-
sätzlich oder grob fahrlässig 
unrichtige Informationen mel-
det, macht sie sich schadens-
ersatzpflichtig. Sie kann sich 
auch nicht auf den Identitäts-
schutz berufen. Hinzu kann 
eine strafrechtliche sowie ar-
beitsrechtliche beziehungs-
weise disziplinarrechtliche 
 Verantwortung kommen.

Hilfreich dürfte es auch in 
 diesem Zusammenhang sein, 
dass auch für Personen, die 
 Gegenstand einer Meldung 
sind, ein entsprechender 
 Identitätsschutz gilt. Die 
 „Gerüchteküche“ soll dadurch 
kalt bleiben.   (kt)
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 < komba Bundesvorsitzender Andreas Hemsing, VKA-Geschäftsführer Niklas Benrath und komba Kollege Markus Terporten vor dem „komba RTW“ (von links)
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Rettungsdienst

Zeichen der Zeit nicht erkannt
Der Rettungsdienst hat eine hohe Bedeutung für 
die Qualität der Pflege und die Grundversorgung  
in unserem Land. Die tariflichen Regelungen für die 
Beschäftigten sind jedoch nicht mehr zeitgemäß.

So liegt der Bereich des kom-
munalen Rettungsdienstes ak-
tuell bei einer Wochenarbeits-
zeit von 48 Wochenstunden 
bei in den letzten Jahren mas-
siv gestiegenen Einsatzzahlen. 
Der für die komba als Tarif-
vertragspartei agierende dbb 
kam daher mit der Vereinigung 
kommunaler Arbeitgeber 
(VKA) in mehreren Verhand-
lungsrunden zusammen, um 
über die Arbeitsbedingungen 
im Rettungsdienst zu verhan-
deln und Verbesserungen und 
Klarstellungen zu erreichen, 
damit Leben retten wieder den 
Stellenwert bekommt, den es 
verdient. Dabei verfolgen kom-
ba und dbb einen ganzheit-
lichen Ansatz, der alle Themen 
des Rettungsdienstes in den 
Vordergrund schiebt. Neben 
Maßnahmen zum Gesund-
heitsschutz und vergütungs-
rechtlichen Aspekten war und 
ist Kernforderung hierbei die 
Absenkung der Wochen-

arbeitszeit auf 42 Stunden. Bei 
der letzten Verhandlungsrunde 
am 21. Mai wurde nochmals 
deutlich, dass die komba Mit-
glieder hinter den gewerk-
schaftlichen Forderungen 
 stehen. Mit einer Unterschrif-
tensammlung auf einem aus-
rangierten RTW wurden die 
Stimmen einer Vielzahl von 
 betroffenen Rettungskräften 
eingefangen und der VKA am 
Verhandlungsort medienwirk-
sam „übergeben“. Dennoch 
sind die Verhandlungen in 
 Berlin zunächst einmal ge-
scheitert. 

Das Angebot der VKA zur 
 Absenkung der Arbeitszeit 
blieb weit hinter den Gewerk-
schaftsforderungen zurück. 
Das Angebot sah eine Absen-
kung der Arbeitszeit in vier 
Schritten vor. Im Gegenzug 
wäre gewerkschaftsseitig eine 
flächendeckende Freigabe von 
24-Stunden-Diensten erfolgt. 

Die Summe aus Bereitschafts-
zeit und Vollarbeit sollte 
schrittweise ab 2025 und erst 
2028 auf 44 Stunden abge-
senkt sein.

Das konnten komba und dbb 
nicht annehmen. Spürbare Ent-
lastung sieht anders aus. Echte 
Wertschätzung sieht anders 
aus. Auf dem umkämpften 
Markt der Arbeitsbedingungen 
im Rettungsdienst ist der TVöD 
damit nicht konkurrenzfähig. 
Rettungsberufe gelten als Eng-
passberufe. Es gilt daher, vor-
handenes Personal zu entlasten 
und sich attraktiv für Neuein-
stellungen aufzustellen. Die 
Verweigerungshaltung der VKA 
zeigt jedoch, dass das enorme 
Fachkräfteproblem von vielen 
Arbeitgebenden noch immer 
nicht als die große Herausfor-
derung der nächsten Jahre er-
kannt worden ist. Dies führt 
letztlich dazu, dass Betroffene 
sich gegebenenfalls dort neu 
orientieren, wo die Wochenar-
beitszeit weit unter 48 Stunden 
liegt, weil Arbeitgebende die 
Notwendigkeit der Entlastung 
ihrer Beschäftigten erkannt 
 haben. Geschlossen und 

 einstimmig haben die Gewerk-
schaften daher dieses Angebot 
abgelehnt. Die Arbeitgeberseite 
erklärte, dass sie keine zeitnä-
here Absenkung der Arbeitszeit 
verantworten könne. Dass es 
anders geht, ist bekannt. 
 Infolge entschieden sich die Ge-
werkschaften dafür, die Ver-
handlungen zunächst nicht 
mehr fortzusetzen.

„Wenn die kommunalen Arbeit-
geber meinen, auf Zeit spielen 
zu können im Rettungsdienst, 
haben sie sich zulasten unserer 
Kolleginnen und Kollegen ver-
zockt, dies können wir nicht 
mitgehen!“, kommentierte 
komba Bundesvorsitzender 

 Andreas Hemsing als dbb Ver-
handlungsführer enttäuscht 
das Ende der Verhandlungen. 
„Hier wurde eine Chance ver-
tan, die Arbeitszeit in den hoch 
belasteten Rettungsdiensten 
marktgerecht zu gestalten. So 
wird das kommunale Modell 
mit dem TVöD als Basis auf 
Dauer zum Auslaufmodell.“ 
komba und dbb stehen für 
ernsthafte Angebotsgespräche 
jederzeit zur Verfügung.  
 (dbb, sr)
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 < Mit diesem Konzept für einen Bildungsdialog soll eine neue Qualität bei der Erarbeitung 
von Bildungskonzepten erreicht werden
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Nationaler Bildungsdialog

komba mischt mit

Die komba gewerkschaft ist davon 
überzeugt, dass bereits eine hochwerti-
ge frühkindliche Bildung eine wichtige 
Basis für einen späteren Bildungs- und 
Berufserfolg und ein Garant für die Teil-
habe in der Gesellschaft ist.

Die Bildungspolitik wird der da-
mit verbundenen Bedeutung 
allerdings unzureichend ge-
recht. Verbesserungen erfor-
dern zunächst einen struktu-
rierten Dialogprozess, an dem 
maßgebende Akteurinnen und 
Akteure beteiligt sind. Um die-

sen zu gestalten und zu führen, 
hat sich die komba der Initiative 
„#NeustartBildungJetzt“ ange-
schlossen und aktiv an einem 
entsprechenden Konzept mit-
gearbeitet, das jetzt vorliegt. 
„Auf dieser Basis möchten wir 
einen Beitrag leisten für einen 

sachlichen und praxisbezoge-
nen Austausch, der in Korrek-
turen der Bildungspolitik mün-
det“, so die stellvertretende 
komba Bundesvorsitzende San-

dra van Heemskerk. Denn die 
vielen unkoordinierten Diskus-
sionen der letzten Jahre haben 

keine zufriedenstellenden Er-
gebnisse hervorgebracht. Des-
halb erwartet die komba ge-
werkschaft gemeinsam mit den 
weiteren Unterstützerinnen 
und Unterstützern der Initiati-
ve, dass der Bildungsdialog jetzt 
aufgenommen wird.  (jj, kt)
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Fachkräfte in Kitas und Ganztag

komba nimmt Stellung zu Empfehlungen
Die maßgebenden Bundesbehörden, die Fachmi-
nisterkonferenzen der Jugend- und Kultusressorts 
der Länder sowie die kommunalen Spitzenver-
bände haben im Rahmen einer AG Empfehlungen 
zum Thema Fachkräfte und Ganztag erarbeitet.

Dabei wurden Stellungnahmen 
eingeholt, die auch von der 
komba erarbeitet wurden. 
Die komba hat unter anderem 
 darauf hingewiesen, dass eine 
qualitativ gute und verlässliche 
Kinderbetreuung auch ein 
 Beitrag zur Bekämpfung des 
Fachkräftemangels ist. Denn je 
besser die Kinderbetreuung 
beständig gesichert ist, umso 
weniger eingeschränkt sind 

 Eltern bei ihrer Berufstätigkeit. 
Deshalb ist es unerlässlich, 
dass für die Kinderbetreuung 
pädagogische Fachkräfte in 
ausreichender Zahl zur Verfü-
gung stehen. Dabei müssen 
mehrere zur Verfügung ste-
henden Möglichkeiten parallel 
genutzt werden, zum Beispiel 
die Anerkennung von im Aus-
land erworbenen Abschlüssen, 
die Weiterqualifizierung von 

Assistenzkräften sowie Quer-
einsteigerinnen und Querein-
steigern und die Erhöhung der 
Ausbildungskapazitäten der 
Fachschulen und Berufskollegs. 
Dabei dürfen aus Sicht der 
komba gewerkschaft keine 
 Abstriche bei der Qualität der 
Aus- und Weiterbildung ge-
macht werden.

Die komba mahnt aber auch, 
dass dabei die Bestandsbe-
schäftigten nicht aus dem Blick 
geraten dürfen. Der Einsatz und 
die Einarbeitung unterschied-
lich qualifizierter Personen mit 
unterschiedlichen Lebens- und 
Erwerbsbiografien ist für die 

Bestandsbeschäftigten eine 
 zusätzliche Herausforderung. 
Die aktuelle Situation in den 
Kitas und im Ganztag ist bereits 
extrem belastend und nicht 
wenige gehen dem Berufsfeld 
aktuell verloren, weil der Alltag 
nicht mehr zu bewältigen und 
eine gute pädagogische Arbeit 
nicht mehr möglich ist. 

Daher muss bei aller Not, zu-
sätzliche Fachkräfte auszubil-
den oder zu qualifizieren, be-
hutsam  vorgegangen werden, 
um das System beziehungswei-
se die einzelne Einrichtung 
nicht zu überlasten.  
 (svh)
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 < Die europäische Prägung ist unübersehbar: der komba Bundesjugendaus­
schuss in Berlin

Ein Urteil schlägt Wellen

Inflationsausgleich während der Elternzeit

Nach den für den öffentlichen Dienst geltenden Rege­

lungen zum Inflationsausgleich (i. d. R. 3 000 Euro net­

to auf Vollzeitbasis) bedeutet eine Elternzeit während 

der Anspruchsphase einen Verlust oder eine Reduzie­

rung entsprechender Zahlungen.

Diese arbeitgeberseitig 
 gewollte Benachteiligung 
 wurde jedoch von der Arbeits­
gerichtsbarkeit – zunächst 
erstinstanzlich – als unzulässig 
eingestuft. Für den Fall, dass 
diese Rechtsprechung Rechts­
kraft erlangt (die Berufung 
wurde zugelassen), haben wir 
betroffenen Tarifbeschäftigten 
empfohlen, vorsorglich ihre 
Ansprüche  geltend zu machen. 
So können eventuelle Nach­
zahlungen abgesichert wer­
den. Aber auch bei Beamtinnen 
und Beamten dürfte in ver­
gleichbaren Fällen Handlungs­
bedarf entstehen.

Denn die für die Inflationsaus­
gleichszahlung an Beamtinnen 
und Beamte der Länder und 
der Kommunen maßgebenden 
Rechtsgrundlagen orientieren 
sich in den wesentlichen Punk­
ten grundsätzlich an der Tarif­
regelung für die Länder. Die 
nachteiligen Wirkungen einer 
Elternzeit sind damit identisch.

Doch hinsichtlich der 
 Geltendmachung gibt es einen 
wichtigen Unterschied: Für 
 Tarifbeschäftigte gilt eine 
sechsmonatige Ausschlussfrist. 
Das heißt, Ansprüche müssen 
innerhalb von sechs Monaten 

nach Fälligkeit geltend ge­
macht werden, andernfalls 
 verfallen sie. Das Beamten­
recht kennt eine solche Aus­
schlussfrist nicht. Vielmehr 
müssen übergesetzliche An­
sprüche im laufenden Haus­
haltsjahr geltend gemacht 
werden (Grundsatz der haus­
haltsnahen  Geltendmachung), 
damit ein Anspruch auf even­
tuelle Nachzahlungen erhalten 
bleibt.

Deshalb werden wir nach Lage 
der Dinge auch Beamtinnen 
und Beamten empfehlen, er­
gänzende Ansprüche vorsorg­
lich geltend zu machen. Das 
gilt für Betroffene, die im 
 Zusammenhang mit der Eltern­
zeit Nachteilen bei der Infla­
tionsausgleichszahlung ausge­
setzt waren oder sind. Dieser 
Schritt müsste bis zum Jahres­
ende erfolgen. Zunächst müs­
sen noch einige Details geklärt 
werden, dazu gehören auch 
landesspezifische Besonder­
heiten – denn für die Landes­ 
und Kommunalbeamtinnen 
und ­beamten gilt Landesrecht. 
Die komba Landesgewerk­
schaften beziehungsweise dbb 
Landesbünde werden entspre­
chende Informationen und 
Empfehlungen bereitstellen.

Ob Nachzahlungen erfolgen 
müssen, hängt auch davon ab, 
ob die arbeitsgerichtliche 
Rechtsprechung Rechtskraft 
erlangt. Es wird sich zeigen, 
ob diese Rechtsprechung dann 
für den Beamtenbereich 
 akzeptiert wird oder ob ergän­
zend eine beamtenspezifische 
gerichtliche Klärung erforder­
lich wird. Diese würden wir bei 
Bedarf herbeiführen.

Aufgrund des Sachzusammen­
hangs weisen wir ergänzend 
darauf hin, dass auch bei 
 Altersteilzeit im Blockmodell 
ein Anspruch auf Inflations­
ausgleichszahlungen besteht. 
Dies ergibt sich aus dem 
 TVFlexAZ. Der Anspruch 
 beläuft sich auf die Hälfte der 
Zahlung, die bei der vorherigen 
Arbeitszeit angefallen wäre. 
 (kt)
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 < Bundesjugendausschuss

Frühjahrs-Bundesjugendausschuss in Berlin

Unter dem Motto „Europa“ fand im April der komba Bundesjugend­

ausschuss in Berlin statt. Neben einem Besuch im Europäischen Haus 

hielten Christian Moos, Generalsekretär der überparteilichen Europa­

Union Deutschland (EUD), und Matthäus Fandrejewski,  Vorsitzender 

der dbb jugend und kooptiertes Mitglied der komba jugend, span­

nende Impulsvorträge zum Thema Europa. Am letzten Tag des Aus­

schusses hatten die Landesjugendmitglieder die Möglichkeit, sich 

zum Thema Wissenssicherung und ­weitergabe auszutauschen. Dar­

über hinaus wurde der Umgang mit Social Media und Kooperationen 

thematisiert. Der Samstagabend fand seinen Ausklang in dem Be­

such einer Rooftop­Bar und den Clubs im näheren Umfeld. (aw)
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